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EDITORIAL/119: Der neue alte kalte Krieg (SB)





Wochendruckausgabe 119 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
09.02.2019
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Der neue alte kalte Krieg

Bereits nach dem unmittelbaren Ende des Zweiten Weltkrieges begann
sich der latente Wettstreit der Systeme des sogenannten Westens,
repräsentiert durch die USA mit ihren NATO-Verbündeten, mit dem
sogenannten Osten, als die Kurzfassung für die Sowjetunion mit ihren
Verbündeten des Warschauer Paktes, gegeneinander aufzubauen, bis zu
jenem Zerwürfnis, welches, bald schon als Kalter Krieg bezeichnet,
seine alles beherrschenden Schatten über den Rest der Welt
auszubreiten vermochte.

Kriegsgefährliche Höhepunkte in dieser Zeit, nicht selten durch
Fehlalarme oder zu wirklichem Alarm führenden Fehlinterpretationen im
Rahmen der changierenden Ketten von Information und Falschauslegung,
waren kaum zu verhindern.

Hinzu traten permanente Überwachungsmanöver, gegenseitige Verfolgungen
und Provokationen, zumeist über die Bandbreite und Inanspruchnahme der
jeweiligen Marinen und Luftwaffen.

Erst nach der von beiden Seiten angedrohten Bereitschaft, Raketen mit
mittlerer Reichweite in Konfrontationsnähe zueinander aufzustellen,
was beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland zu ihrem berühmten
NATO-Doppelbeschluß veranlaßte, kamen dann doch bald solche
Gefahrenspitzen nicht zuletzt dank dem Parteivorsitzenden Michail
Sergejewitsch Gorbatschow und dem US-Präsidenten Ronald Reagan zu
ihrem vorläufigen Ende, und es folgten intensive Abrüstungs- und
Verzichtserklärungsverhandlungen, unter anderem mit
staatsvertraglichen Folgen, die in der Auflösung und
Ungültigkeitsreklamation von beiden Seiten in jüngster Zeit ihren
unseligen Abschluß gefunden haben, und die fortgesetzte Aussicht auf
ein erneutes, weltweit orientiertes Wettrüsten in fast gegenseitigem
Einvernehmen ist durch nichts mehr zu verhindern.

Wenn wir nun den sich indessen wieder verstärkenden kriegsgefährlichen
Grundpositionen jedoch aufrichtig und vollständig Rechnung tragen
wollen, fällt uns spätestens das Begreifen auf die Füße, daß es in den
ganzen zurückliegenden Jahren ebensowenig Frieden gegeben hat, wie
dieser zukünftig in Aussicht stehen könnte. Umso mehr haben die
Verantwortlichen eben dieses in Wirklichkeit permanenten Krieges
geradezu doch ein entscheidendes Interesse an der Verleugnung und
Verschleierung dieser Tatsache.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. Februar 2019
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KOHLEALARM/563: Klimakampf und Kohlefront - spalten und forcieren ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Haltung der Landesregierung:

"Landesregierung gegen Stopp der Umsiedlungen"

Fahrlässige Haltung gegenüber Umsiedlungsbetroffenen

Schwarz-gelbe Landesregierung verpasst historische Chance und
gefährdet Kohle-Kompromiss



Buir, 6.02.2019. Ich bin entsetzt, dass Teile der Landesregierung und
selbst der Ministerpräsident nach dem Motto "Spalten statt Gestalten"
verfahren. Die Versuche, die betroffenen Anwohner*innen an den
Tagebauen Hambach und Garzweiler gegeneinander auszuspielen, ist
schändlich und insbesondere eines Landesvaters absolut unwürdig.

Während die rot-grüne Vorgänger-Regierung die Leitentscheidung genutzt
hat um den Ort Holzweiler vor der Umsiedlung zu bewahren, scheint es
so, als wolle die aktuelle schwarz-gelbe Landesregierung die einmalige
historische Chance weitere wertvolle und schützenwerte rheinische
Dörfer und Feldhöfe samt ihrer Einwohner*innen vor den Kohle-Baggern
zu retten, ungenutzt lassen. Diese Siedlungen liegen allesamt an den
Rändern des Braunkohleabbaufeldes Garzweiler II, welches ohnehin im
Rahmen des Braunkohleausstieges zukünftig massiv verkleinert werden
muss.

Zudem gefährdet die Landesregierung mit ihrer Haltung den
Kohlekompromiss. Wissenschaftler des Deutschen Institutes für
Wirtschaftsforschung in Berlin haben belegt, dass es mit dem
empfohlenen Kohleausstiegspfad in NRW möglich ist sowohl die Dörfer
als auch den Hambacher Wald zu erhalten.

Durch die Kommissions-Empfehlungen ändern sich auch die Grundannahmen,
die bislang Umsiedlungen überhaupt erst ermöglichten. Aktuell sind
Kohleausstieg und Klimaschutz Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung. Damit werden in Zukunft auch aus juristischem
Blickwinkel Zwangsenteignungen nicht mehr möglich sein. Vor diesem
Hintergrund ist vollkommen unverständlich, dass sich die
Landesregierung nicht schützend vor ihre Bürger*innen stellt! Zumal
Sie auch noch ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag einlösen muss.
Dort [1] heißt es: "Wir wollen die Rechte aller Bergbaubetroffenen
schützen".

Wenn die Landesregierung nun weiterhin einseitig im Sinne des
Kohlekonzerns RWE agiert, wird es weder einen sozialverträglichen
Kohleausstieg, noch eine Befriedung in der Region geben. Damit wären
die nächsten gesellschaftlichen Großkonflikte in Nordrhein-Westfalen
vorprogrammiert.


Anmerkung:

[1] https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 06.02.2019

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. Februar 2019 
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KOHLEALARM/562: Klimakampf und Kohlefront - verschärfte Justiz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 6. Februar 2019

Untersuchungshaft für 18 Aktivist*innen nach Baggerblockade in der
Lausitz +++ Ende Gelände fordert Freilassung der Gefangenen +++
Demonstration vor der Landesvertretung von Brandenburg in Berlin
angekündigt



Berlin/Cottbus, 06.02.2019. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses
Ende Gelände am Montag in der Lausitz sind 18 der Aktivist*innen in
Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. Die
Aktivist*innen protestierten mit ihren Aktionen gegen das
Abschlussergebnis der Kohlekommission und fordern den sofortigen
Kohleausstieg.

"Das Kommissionsergebnis geht zu Lasten derer, die die nicht mit am
Tisch saßen: Menschen im globalen Süden und jungen Generationen, die
Angst um ihre Zukunft haben. Angesichts dieses Versagens der Politik
sehen wir uns gezwungen, Regeln zu übertreten und mit zivilem
Ungehorsam den Kohleausstieg selbst in die Hand zu nehmen. Die
Aktivist*innen werden nun wie Schwerverbrecher*innen behandelt, obwohl
sie diejenigen sind, die Verantwortung übernehmen. Wir fordern die
Freilassung der 18 Gefangenen," sagt Nike Mahlhaus, Pressesprecherin
von Ende Gelände.

In ähnlichen Fällen wurden Aktivist*innen von Ende Gelände bisher vom
Vorwurf des Hausfriedensbruchs freigesprochen, weil die Tagebaue in
der Lausitz nicht umfriedet sind. Noch nie wurde gegen
Klima-Aktivist*innen Untersuchungshaft einzig aufgrund dieses Vorwurfs
angeordnet. Die Untersuchungshaft ist bis Ende April befristet.
Verhandlungen sind für die nächsten zwei Wochen geplant.

"Untersuchungshaft für Hausfriedensbruch anzuordnen, ist völlig
unverhältnismäßig," kommentiert die Rechtsanwältin der Aktivist*innen
Marie Melior, "Diese Unverhältnismäßigkeit sieht man insbesondere
daran, dass sämtliche angebotenen milderen Maßnahmen anstatt einer
Haft von der Richterin nicht einmal in Betracht gezogen wurden. Hier
soll offensichtlich ein Exempel an Aktivist*innen statuiert werden."
Ende Gelände protestiert heute ab 10 Uhr vor der Landesvertretung von
Brandenburg in Berlin-Mitte. Ab 18 Uhr ist eine Demonstration vor der
Landesvertretung angemeldet.


 * 


Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement
zu den U-Haft-Anhörungen nach Baggerbesetzungen in Cottbus

Cottbus, 05. Februar 2019. Nach den Baggerblockaden von Ende Gelände
gestern in der Lausitz und im Leipziger Land sitzen 23 Aktivist*innen
immer noch in Cottbus in Gewahrsam. Ihnen wird Hausfriedensbruch
vorgeworfen. Grundlegende Rechte wie Telefonate werden ihnen
vorenthalten. Seit 14h werden die Aktivist*innen einzeln vor Gericht
geführt, um zu untersuchen, ob Untersuchungshaft verhängt wird.
Unterstützer*innen von Ende Gelände sind in Cottbus vor Ort.

Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:

"Hier werden junge Leute eingesperrt, weil sie sich für das Klima
einsetzen und für eine sichere Zukunft für alle Menschen, im bedrohten
Dorf Pödelwitz und weltweit. Die Brandenburgische Landesregierung
arbeitet Hand in Hand mit dem Kohle-Konzern LEAG gegen unsere Zukunft.
Wir lassen uns aber nicht einschüchtern. Ziviler Ungehorsam ist
angesichts der Klimakrise und der Untätigkeit der Regierung dringend
notwendig und legitim."

 * 

Quelle:

Pressestatement+-mitteilung, 05+06.02.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2019 
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AUSSICHTEN/8545: Und morgen, den 10. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.02.2019 bis zum 11.02.2019 +++
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Niesel, schaurig,

regennaß,

Jean sitzt traurig

wach im Gras.
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GLEICHHEIT/6816: Frankreich ruft Botschafter aus Italien zurück


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Frankreich ruft Botschafter aus Italien zurück

von Alex Lantier

9. Februar 2019



Vorgestern gab das französische Außenministerium bekannt, dass es seinen
Botschafter aus Rom zurückbeordert - eine Maßnahme, wie es sie seit dem
Zweiten Weltkriegs nicht mehr gegeben hat. Unmittelbarer Anlass war, dass
sich der italienische Vizepremier Luigi di Maio am 5. Februar mit einer
Gruppe "Gelbwesten" getroffen hatte, die die Absetzung von Präsident
Emmanuel Macron fordern. Das Kommuniqué des Außenministeriums macht jedoch
deutlich, dass es um weitaus größere weltpolitische Konflikte geht.

"Seit einigen Monaten", heißt es darin, "ist Frankreich zum Ziel von
wiederholten Anschuldigungen, grundlosen Angriffen, unangemessenen
Äußerungen geworden, die jedem bekannt sind und die jeder im Sinn haben
kann. Dies ist beispiellos seit Ende des Zweiten Weltkriegs.
Unstimmigkeiten zu haben, ist eine Sache, aber die Beziehungen für
Wahlziele zu instrumentalisieren, ist eine andere. Die jüngsten
Einmischungen sind eine weitere, inakzeptable Provokation."

Zwar wird abschließend der Wunsch geäußert, die "respektvolle und
freundschaftliche Beziehung" zwischen Frankreich und Italien möge
wiederkehren, doch es heißt weiter: "All diese Handlungen führen zu einer
schwerwiegenden Situation, die Fragen bezüglich der Absichten der
italienischen Regierung hinsichtlich ihrer Beziehung zu Frankreich
aufwirft. Vor dem Hintergrund dieser beispiellosen Situation hat die
französische Regierung beschlossen, den Botschafter Frankreichs in Italien
zu Gesprächen zurückzurufen."

Der Rückruf des Botschafters - eine Maßnahme, die in der Regel den
drohenden Abbruch der diplomatischen Beziehungen oder Krieg ankündigt -
zeigt in aller Klarheit, wie die herrschende Klasse Europas mit ihrem
ständigen Anfachen von Krieg und Nationalismus die Beziehungen innerhalb
der Europäischen Union (EU) zerstört.

Paris und Rom, die immer heftiger aneinandergeraten, konkurrieren um
Einfluss in der EU und unterstützten im libyschen Bürgerkrieg, der nach dem
Nato-Krieg 2011 einsetzte, rivalisierende Fraktionen. Vor zwei Jahren
verstaatlichte Macron die französischen Marinewerften, damit sie nicht vom
italienischen Schiffbauunternehmen Fincantieri gekauft werden konnten. Als
die rechtsextreme italienische Regierung die Regierung übernahm, warf sich
Macron in die Pose des Sprechers einer aufgeklärten Achse Berlin-Paris und
bezeichnete den Neofaschismus als "Lepra, die sich verbreitet".

In jüngster Zeit haben italienische Regierungsvertreter zunehmend gegen
Frankreich gewettert. Erst hatte der italienische Innenminister Matteo
Salvini gemeinsam mit dem faschistisch eingestellten Präsidenten
Brasiliens, Jair Bolsonaro, dafür gesorgt, dass der ehemalige Linksaktivist
Cesare Battisti, der zuvor aus Italien nach Frankreich geflohen war, aus
Lateinamerika abgeschoben wurde. Vergangenen Monat warf Salvini dann Paris
dessen Libyenpolitik vor. "In Libyen hat Frankreich kein Interesse daran,
die Lage zu stabilisieren, wahrscheinlich, weil seine Ölinteressen gegen
die Italiens gerichtet sind", sagte er.

Rom hat in Libyen, einer ehemaligen italienischen Kolonie, eigene
Konzentrationslager für Flüchtlinge eingerichtet und übt zugleich immer
wieder scharfe Kritik an den neokolonialen Kriegen Frankreichs in Afrika.
"Die Europäer, und insbesondere die Franzosen, haben nie aufgehört, Afrika
zu kolonisieren", wetterte di Maio letzten Monat. Er prangerte den
CFA-Franc an, der an die französische Währung gekoppelt ist und in vielen
ehemaligen afrikanischen Kolonien Frankreichs verwendet wird: "Es gibt
Dutzende von afrikanischen Ländern, in denen Frankreich eine Währung, den
Kolonial-Franc druckt und mit dieser Währung die Staatsschulden Frankreichs
finanziert."

Rom kritisierte auch den von den USA angeführten Staatsstreich in
Venezuela, den Paris nachdrücklich unterstützt hat. Französische Zeitungen
führten diese Kritik auf Roms Sympathie für Russland und China zurück, die
die venezolanische Regierung unterstützen.

Nicht umsonst musste das französische Außenministerium auf den Zweiten
Weltkrieg zurückgreifen, um eine Situation zu finden, die mit der aktuellen
Krise zwischen Paris und Rom vergleichbar ist. Mehr als ein
Vierteljahrhundert nach ihrer Gründung im Jahr 1992 hat die EU keinen der
grundlegenden interimperialistischen Konflikte gelöst, die Italien am 10.
Juni 1940 zum Angriff auf Frankreich veranlasst haben.

Italienische und französische Truppen stießen in den Alpen aufeinander,
während die Wehrmacht der Nationalsozialisten den Großteil der
französischen Armee im Norden vernichtete. Nach dem Waffenstillstand kam
Hitler mit Marschall Philippe Pétain überein, der als Diktator mit den
deutschen Faschisten kollaborierte. Die französische Landwirtschaft und
Industrie wurden in den Dienst des Kriegs Deutschlands und Italiens gegen
die Sowjetunion gestellt. Berlin und Rom besetzten einen Großteil des
französischen Kolonialreichs in Nordafrika, und Rom wurde ermächtigt, Teile
des Südostens Frankreichs zu besetzen.

Die Außenpolitik im faschistischen Europa des 20. Jahrhunderts weist
unverkennbare Parallelen zu derjenigen des heutigen europäischen
Imperialismus auf. Nach einem Vierteljahrhundert imperialistischer Kriege,
die nach Auflösung der Sowjetunion durch die stalinistische Bürokratie im
Jahr 1991 einsetzten, ist die Gefahr eines Kriegs gegen Russland und China
außerordentlich akut, und der Kampf um die Vorherrschaft in Europa und um
die Plünderung der ehemaligen Kolonien spitzt sich enorm zu.

Als 2011 der französische Präsident Nicolas Sarkozy gemeinsam mit London
und Washington entgegen den Einwänden Deutschlands und einflussreicher
Kreise Italiens einen Krieg in Libyen anzettelte, warnte die WSWS
[1] vor den Folgen der imperialistischen Kriegstreiberei in Europa selbst:

Die gemeinsame Front derer, die der frühere US-Verteidigungsminister
 Rumsfeld als "Altes Europa" bezeichnete, ist zerbrochen. Trotzdem sollte
 man nicht davon ausgehen, dass Obama die Auswirkungen seiner
 Unterstützung Sarkozys bereits voll überblickt. Durch seine Teilnahme an
 einem Krieg, dem Berlin sich offiziell widersetzt, hat Washington seine
 jahrzehntelange Politik der Aufrechterhaltung der politischen und
 militärischen Einheit Europas so gut wie aufgegeben. Es verschärft die
 inner-europäischen Spannungen auf einem Kontinent, der durch Konflikte im
 Bereich der Wirtschaftspolitik ohnehin schon zerrissen ist. Wie in der
 Vergangenheit wird Deutschland - aus Angst, von seinen historischen
 Gegenspielern ausmanövriert und isoliert zu werden - nach anderen Mitteln
 und Wegen suchen, um seine Interessen zu schützen. Ein weiteres Mal hat
 Washington Ereignisse in Gang gebracht, die schreckliche Konsequenzen
 haben werden.



Diese Warnung hat sich bestätigt. 2014 leitete Berlin die Remilitarisierung
seiner Außenpolitik in die Wege, und 2016 brachten die Brexit-Abstimmung
und der Wahlsieg Donald Trumps die tiefen Zerwürfnisse innerhalb des 
NATO-Bündnisses an den Tag. Jetzt stecken alle europäischen Mächte Hunderte von
Milliarden Euro in ihre Militärmaschinen. Macron erklärte im vergangenen
Jahr, dass Europa bereit sein muss, gegen Russland, China oder die
Vereinigten Staaten zu kämpfen. Doch gleichzeitig bereiten sich die
europäischen Mächte darauf vor, sich gegenseitig zu bekriegen.

Die Vorbereitungen auf den Austritt des Vereinigten Königreichs im nächsten
Monat machen deutlich, in welchem Chaos die EU steckt. In Berlin, der
dominierenden EU-Macht, gibt es nach wie vor heftige Auseinandersetzungen
über die Außenpolitik. Während Bundeskanzlerin Angela Merkel auf ein
Bündnis mit Macron setzt, wurden im vergangenen Jahr sowohl in der
deutschen als auch in der österreichischen herrschenden Klasse Forderungen
nach einer "Achse" Berlin-Wien-Rom laut - eine Konstellation und Wortwahl,
die an das Bündnis der Achsenmächte im Zweiten Weltkriegs anknüpft. Vor
diesem Hintergrund ist die unvermittelte Entscheidung Macrons von
vorgestern, nicht an der Münchner Sicherheitskonferenz im nächsten Monat
teilzunehmen, ein weiteres Symptom der tiefen Krise.

Keine der imperialistischen Mächte in Europa hat der Arbeiterklasse, die
sich hinter keines der konkurrierenden Lager stellen darf, etwas zu bieten.
Alle stehen für Sozialabbau und Militarismus. Sie verteidigen das Erbe des
europäischen Faschismus im 20. Jahrhundert - von deutschen militaristischen
Professoren, die Hitler rehabilitieren wollen, über rechtsextreme Minister
in Italien, die Mussolini huldigen, bis hin zu Macron, der seine
Bewunderung für Pétain bekundet.

Die entscheidende Frage ist der Kampf für die Vereinigung der europäischen
und internationalen Arbeiterklasse gegen Krieg und für ein revolutionäres,
sozialistisches Programm. Der Kriegstreiberei der europäischen Militaristen
stellt das Internationale Komitee der Vierten Internationale den Kampf für
die Vereinigten Sozialistischen Staaten von Europa entgegen.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2011/04/liby-a19.html

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 09.02.2019

Frankreich ruft Botschafter aus Italien zurück

https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/09/pers-f09.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1192: Deutschlandfunk Kultur - Verzweifeln oder wachsen?, 11.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Verzweifeln oder wachsen?

Über den Umgang mit Krisen und Schicksalsschlägen

Von Georg Gruber

Zeitfragen. Feature

Montag, 11. Februar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Persönliche Krisen und Schicksalsschläge, wie Krankheit,
Schwierigkeiten im Beruf oder der Tod eines nahen Angehörigen - die
Menschen gehen ganz unterschiedlich damit um: Die einen finden einen
Weg, mit den unerwarteten Widrigkeiten des Lebens umzugehen, andere
verzweifeln daran. Wissenschaftler sprechen von psychischer
Widerstandsfähigkeit oder Resilienz. Wir fragen Menschen, die eine
Krise durchlebt haben, was ihnen dabei geholfen hat, und sprechen mit
Experten, welche Faktoren zu innerer Stärke führen und der Fähigkeit,
Krisen zu überstehen oder sogar an ihnen zu wachsen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1892: Deutschlandfunk Kultur - "Hausbesuch" von Thomas Fritz, 11.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hausbesuch

Von Thomas Fritz

Regie: Beatrix Ackers

Deutschlandfunk Kultur 2017/59'20

Kriminalhörspiel

Montag, 11. Februar 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



HNO-Ärztin Corinna Straub hat Bereitschaft. Die Notrufzentrale meldet,
eine Frau sei kollabiert und nicht mehr ansprechbar. Als die Ärztin
ankommt, ist Ilse Maletzke tot: Herzstillstand. Die große Platzwunde
am Kopf erklärt der Ehemann mit einem Sturz. Die Ärztin füllt den
Totenschein aus. Später beginnt sie zu zweifeln: Verhielt sich der
Ehemann nicht merkwürdig? Hätte sie "Todesursache ungewiss"
attestieren müssen? Statt sich an die Polizei zu wenden, beginnt
Straub, auf eigene Faust zu ermitteln.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8972: Aus aller Welt - 09.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zweiter USA-Nordkorea-Gipfel in Vietnam

US-Präsident Donald Trump und Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un
werden am 27. und 28. Februar in der vietnamesischen Hauptstadt Hanoi
zusammenkommen. Im Vorfeld des zweiten USA-Nordkorea-Gipfels lobte
Trump die Führungsqualitäten Kims. Unter seiner Regie werde das Land
ein großes Wirtschaftszentrum, twitterte der US-Präsident.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8972: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



58jähriger in Brandenburg erschossen

In Werder im Landkreis Potsdam-Mittelmark wurde am Freitagabend ein
58 Jahre alter Mann auf einem Hinterhof durch Schüsse aus einer
Schrotflinte tödlich verletzt. Die Polizei nahm einen Tatverdächtigen
fest. Dabei handelt es sich um einen 60jährigen Nachbarn des Opfers,
der nach offiziellen Angaben nach einer eineinhalbstündigen
Verfolgungsjagd von der Polizei gefaßt wurde. Zum Motiv und zum
genauen Tathergang gab es zunächst keine Hinweise.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8969: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Athen votiert für NATO-Beitritt Nordmazedoniens

Das griechische Parlament hat das NATO-Beitrittsprotokoll der
künftigen Republik Nordmazedonien ratifiziert. Nach einer fast
zwölfstündigen Debatte stimmten 153 Abgeordnete für die Aufnahme des
Balkanstaats in das nordatlantische Militärbündnis und 140 dagegen.
Das teilte das Parlamentspräsidium in Athen mit. Durch die
Ratifizierung könnte Nordmazedonien bereits im kommenden Jahr als 30.
Mitgliedsland der Allianz beitreten. Moskau wertet die
NATO-Erweiterung auf dem Balkan als Sicherheitsgefahr, die Rußland
zur Verteidigung zwingt. Die Versuche der Allianz, ihre Präsenz auf
dem Balkan zu verstärken, führen laut Präsident Wladimir Putin zu
einem Vertrauensverlust und einer Zunahme der Spannungen in Europa.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8971: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Scholz befürwortet Reformpläne von Nahles

Einen Tag vor der Klausur der SPD-Spitze in Berlin stärkt
Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) Parteichefin Andrea Nahles den
Rücken. Es sei stets die SPD, die den Sozialstaat auf der Höhe der
Zeit halte, sagte Scholz in einem Gespräch mit der Süddeutschen
Zeitung zu Nahles Plänen für eine Abkehr vom Sozialsystem Hartz IV
und damit für eine Neuausrichtung der Partei. Der ehemalige
Vorsitzende Sigmar Gabriel warnte die Sozialdemokraten davor, sich
auf das Thema Soziales reduzieren zu lassen. Das allein werde die
Menschen nicht dazu veranlassen, die SPD zu wählen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8970: Tragisches und Kurioses - 09.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



14 Tote nach Hauseinsturz in Istanbul

Drei Tage nach dem Einsturz eines mehrstöckigen Wohnhauses im
Istanbuler Stadtteil Kartal auf der asiatischen Seite der türkischen
Metropole ist die Zahl der Opfer auf 14 gestiegen. Bisher konnten 14
Menschen lebend aus den Trümmern geborgen werden, teilte das
Innenministerium in Ankara mit. Was das Unglück ausgelöst hatte, ist
weiter unklar. Nach Informationen der türkischen Zeitung Cumhuriyet
waren die obersten drei Stockwerke ohne behördliche Genehmigung
errichtet worden. Die Zeitung Yeni Safak berichtete, daß im
Erdgeschoß offenbar tragende Wände für die Erweiterung von
Geschäftsräumen entfernt worden seien. Zudem gibt es Hinweise darauf,
daß für den Bau des Hauses Meeressand verwendet wurde, was verboten
ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8055: Aus Forschung und Technik - 09.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Frachtraumschiff Cygnus von der Raumstation abgekoppelt

Der Cygnus-Frachter des US-Luft- und Raumfahrtunternehmens Orbital
ATK in Dulles (Virginia) befindet sich auf seinem letzten Flug. Die
Transportkapsel war im November, mit rund 3,3 Tonnen Versorgungsgütern
und wissenschaftlichen Experimenten beladen, an der Internationalen
Raumstation ISS angedockt. Am Freitagabend wurde das inzwischen mit
Müll vollgepackte Frachtraumschiff von der ISS-Crew mit Hilfe des
Roboterarms Canadarm2 vom Verbindungsmodul Tranquility abgekoppelt
und in den erdnahen Weltraum entlassen. Wie die US-Luft- und
Raumfahrtbehörde NASA mitteilte, wird der Transporter noch für
wissenschaftliche Experimente genutzt, bevor er am 25. Februar in den
dichteren Schichten der Erdatmosphäre verglüht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8068: Aus aller Welt - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Selbsternannter Präsident Venezuelas will US-Invasion autorisieren

In Venezuela hält der selbsternannte Übergangspräsident Guaidó dem
Militär, welches weiterhin loyal zum amtierenden Präsidenten Maduro
steht, in der Zeitung El Nacional vor, durch die Blockade
ausländischer Hilfslieferungen Menschenrechtsverbrechen zu begehen
und direkt oder indirekt für den Tod von bis zu 300.000 Venezolanern
verantwortlich zu sein. Das Militär hatte zuvor auf Anordnung Maduros
die Straßenverbindung zu Kolumbien blockiert. Von dort rollten zehn
Lastwagen mit Hilfsgütern der US-Entwicklungsbehörde USAID an. Maduro
sieht die Hilfslieferungen als Demütigung aller Venezolaner an und
befürchtet, daß die USA die angebliche humanitäre Krise in Venezuela
zur Rechtfertigung einer Intervention nutzen. Der Präsident forderte
zudem die USA auf, die dort blockierten venezolanischen Gelder
freizugeben. Laut Maduro sind die Sanktionen der USA für die
wirtschaftliche Misere seines Landes verantwortlich.

Am Freitag hat Guaidó gegenüber AFP eine eventuelle
Militärintervention der USA in Venezuela vorab zu legitimieren
versucht und gleichzeitig versichert, daß er dann alles Notwendige
tun werde, um Menschenleben zu retten. John Bolton, der
Sicherheitsberater von Donald Trump, hatte mit Blick auf eine
Intervention der US-Armee in Venezuela erklärt, der US-Präsident
halte sich alle Optionen offen.

Ebenfalls am Freitag traf in Kuba eine Schiff mit 100 Tonnen an
Baumaterialien und Fahrzeugen aus Venezuela ein. Damit wollen die
Venezolaner den Kubanern helfen, die vor rund zwei Wochen von einem
schweren Tornado getroffen worden waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8027: Medizin und Gesundheitswesen - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten empfehlen Atemschulung schon vor der Operation

Normalerweise kommen Physiotherapeuten erst zum Einsatz, nachdem ein
chirurgischer Eingriff durchgeführt worden ist. Das könnte schon bald
als überholt gelten. Eine gemeinsame Studie von Wissenschaftlern aus
Australien und Neuseeland hat nämlich ergeben, daß bereits eine vor
der Operation von Physiotherapeuten durchgeführte Atemschulung die
Rate der Lungenkomplikationen in den ersten vier Tagen nach dem
Eingriff halbieren kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8056: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Anerkennung Guaidós in Venezuela war eventuell völkerrechtswidrig

Die Bundesregierung hat den selbsternannten venezolanischen
Interimspräsidenten Juan Guaidó wie viele andere Regierungen auch
anerkannt, obwohl der gewählte Präsident Nicolás Maduro gerade erst
seine zweite Amtszeit angetreten hatte. Der Schritt der
Bundesregierung war völkerrechtlich möglicherweise nicht zulässig.
Das geht aus einem Rechtsgutachten des wissenschaftlichen Dienstes
des Bundestags hervor, welches die Bundestagsfraktion Der Linken in
Auftrag gegeben hat. Darin wird die Frage als durchaus berechtigt
dargestellt, ob es sich seitens der Bundesregierung nicht um eine
unzulässige Einmischung in die inneren Angelegenheiten Venezuelas
gehandelt hat. Die Anerkennung des Präsidenten eines anderen Landes
darf völkerrechtlich erst dann erfolgen, wenn dieser sich
durchgesetzt hat. Weiter heißt es in dem siebenseitigen Gutachten,
die bloße Anerkennung verschaffe der Regierung des Präsidenten noch
keine Legitimität.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7979: Sprache, Kunst und Medium - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Europäische Dombauhütten bemühen sich um Weltkulturerbetitel

Zusammen mit weiteren europäischen Dombauhütten wollen auch der Kölner
und der Soester St. Patrokli Dom immaterielles Kulturerbe der
Menschheit werden. Am Mittwoch stellt der Kölner Dombaumeister mit
vier seiner europäischen Kollegen den entsprechenden Antrag bei der
UNESCO in Paris.

Dazu wurde eigens ein kleiner aus 18 Einzelteilen bestehender
Sandsteinturm an die Seine geschafft und dort zusammengesetzt, wie
WDR1 berichtete.

Die Aufnahme ins immaterielle Kulturerbe der Menschheit soll helfen,
das Handwerk in Hochkultur zu erhalten. Dombauhütten sind Werkstätten,
die mehrere Handwerke für die ständigen Reparaturen an großen Kirchen
unterhalten.

Mit der Entscheidung der UNESCO wird im kommenden Jahr gerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8046: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Parlament in Athen ratifiziert NATO-Beitritt Nordmazedoniens

Das griechische Parlament hat das NATO-Beitrittsprotokoll für die
Republik Nordmazedonien mit 153 gegen 140 Stimmen ratifiziert.
Ministerpräsident Alexis Tsipras hieß Nordmazedonien nach der
Abstimmung in der NATO willkommen. Er hatte die Verständigung im
Namensstreit mit dem Nachbarland im Sommer 2018 zusammen mit seinem
Amtskollegen Zoran Zaev erzielt. Eine Verwechslung der künftigen
Republik Nordmazedonien mit der nordgriechischen Provinz Mazedonien
oder gar damit ausgedrückte Territorialansprüche stehen nicht mehr zu
befürchten. Griechenland konnte einen Beitritt des aus dem
zerfallenen Jugoslawien hervorgegangenen Mazedoniens zur NATO und EU
blockieren, weil dafür die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich
ist. Vertreter der 29 NATO-Staaten haben bereits vor der Abstimmung
im griechischen Parlament gemeinsam mit dem nordmazedonischen
Außenminister das sogenannte Beitrittsprotokoll Nordmazedoniens zur
Nordatlantischen Militärallianz unterzeichnet. Nach der Ratifizierung
im Athener Parlament wird die Regierung in Skopje alle
internationalen Organisationen und alle Länder über die
Namensänderung informieren. Dann werden die Parlamente der
Bündnisstaaten über den Beitritt des 30. Staates zur NATO abstimmen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8060: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Staaten stimmen Kompromiß zum EU-Urheberrecht zu

Die EU-Staaten haben sich auf Grundlage eines deutsch-französischen
Kompromisses auf eine Reform des EU-Urheberrechts vor dem Hintergrund
der Digitalisierung der Medien verständigt. 20 Länder stimmten dafür,
sieben dagegen bei einer Enthaltung. Die Zustimmung von EU-Parlament
und EU-Kommission steht noch aus. Dem Papier zufolge sollen große
Internetplattformen wie YouTube dafür zur Verantwortung gezogen
werden, wenn ihre Nutzer urheberrechtlich geschützte Werke ohne
Erlaubnis zu ihnen hochladen. Die Pflicht entfällt bei Plattformen,
die seit weniger als drei Jahren bestehen, weniger als zehn Millionen
Euro umsetzen und unter fünf Millionen Nutzer im Monat haben. Es ist
damit zu rechnen, daß die großen Plattformen die Inhaltskontrollen
automatisieren werden. Die möglicherweise weitgreifenden Uploadfilter
könnten die Meinungsäußerung im Netz einschränken.

Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger (BDZV) und der Verband
Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) haben die Einigung der
EU-Staaten in einer gemeinsamen Erklärung begrüßt. Den Verbänden geht
es um das geplante Leistungsschutzrecht für Presseverleger. Demnach
müssen Suchmaschinenbetreiber wie Google News für die
Veröffentlichung auch kleiner Abschnitte von Presseartikeln die
Erlaubnis der zuständigen Verlage einholen und gegebenenfalls dafür
bezahlen. BDZV und VDZ sehen darin einen robusten Schutz von
Presseveröffentlichungen in der digitalen Welt und eine Chance, ein
Gleichgewicht zwischen den mächtigen kommerziellen Internetgiganten
und der freien Presse herzustellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8029: Tragisches und Kurioses - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Brückenabriß in Genua hat begonnen

In Genua hat ein halbes Jahr nach dem Einsturz der für den Hafen so
wichtigen Morandi-Brücke der Abriß der Ruine begonnen. Als erstes soll
ein etwa 40 Meter langes freistehendes Fahrbahnstück aus 40 Metern
Höhe abgetragen werden, wie Spiegel Online berichtete.

Die kilometerlange Autobahnbrücke war am 14. August auf einer Länge
von 200 Metern eingestürzt. Dabei kamen 43 Menschen ums Leben,
Dutzende Menschen wurden verletzt. Weil weiterhin Einsturzgefahr
drohte, mußten zahlreiche Anwohner ihre Häuser verlassen.

Experten, die mit der Aufklärung der Ursachen betraut waren, hatten
erklärt, das Unglück sei wegen zahlreicher baulicher Mängel an der
Spannbetonkonstruktion vorhersehbar gewesen.

Nach dem Abriß, der voraussichtlich ein halbes Jahr dauern dürfte,
soll eine neue Stahlbrücke gebaut werden.
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SOZIALES/8057: Arbeit, Soziales und Familie - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Vertreibung, Flucht und Migration in Afrika

Am Sonntag hat in Äthiopiens Hauptstadt Addis Abeba das
diesjährige Gipfeltreffen der Afrikanischen Union (AU) begonnen. An
zwei Tagen wollen die rund 50 Staats- und Regierungschefs
hauptsächlich über Flucht und Migration sprechen. Nach Angaben des
Uno-Flüchtlingshilfswerks UNHCR leben in Afrika 6,3 Millionen
Flüchtlinge und Asylbewerber sowie 14,5 Millionen Binnenflüchtlinge.
Das sind mehr als ein Drittel der Vertriebenen weltweit. Das
Kinderhilfswerk UNICEF berichtet von 13,5 Millionen internationalen
Flüchtlingen, Migranten und Binnenvertriebenen im Kindesalter in
Afrika. Sie stellen 59 Prozent der Vertriebenen auf dem Kontinent,
wobei täglich neue hinzukommen, so die Unicef-Exekutivdirektorin
Henrietta Fore.
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UMWELT/8038: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Marmorkrebs bedroht Fauna und Flora

Der Marmorkrebs (Procambarus virginalis) ist ein global gefürchtetes
Vielfraß. Doch die etwa zwölf Zentimeter langen Schalentiere bedrohen
andere Krebsarten nicht nur wegen ihren unbändigen Appetits, sondern
auch, weil sie Träger der Krebspest sind. Der Marmorkrebs wurde in
den 1990er Jahren in deutschen Aquarien entdeckt. Sein genauer
Ursprung kann aber nicht mehr rekonstruiert werden. DNA-Analysen
ergaben lediglich, daß es sich um eine Form des nordamerikanischen
Everglades Sumpfkrebses (Procambarus fallax) handelt. Allerdings
vermehrt sich der Marmorkrebs explosionsartig. Alle zwölf Wochen kann
er bis zu 500 Eier produzieren. In der Folge hat er sich besonders im
afrikanischen Inselstaat Madagaskar zur gefräßigen Plage entwickelt,
die den Reisanbau ebenso bedroht wie die heimische Flora und Fauna.
Und er dehnt sein Einzugsgebiet immer weiter aus. Inzwischen ist er
unter anderem auch in Deutschland, Schweden, Italien und Japan
anzutreffen.
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WIRTSCHAFT/8045: Märkte und Finanzen - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Moody's stuft russische Staatsanleihen nicht mehr als Ramsch ein

Die Ratingagentur Moody's hat die Bonität russische Staatsanleihen
von Ba1 auf Baa3 heraufgesetzt. Damit gelten die Papiere nicht mehr
als Ramsch und könnten ein Investment lohnen. Der Ausblick ist
stabil, das heißt, vorläufig wird es keine weiteren Heraufstufungen
geben. Moody's begründete die Einschätzung Rußlands am Freitagabend
mit der Finanzpolitik der Regierung und der Fähigkeit des Landes, mit
Wirtschaftssanktionen der USA umzugehen. Hinzu kommt die Entwicklung
der Rohstoffpreise, von der die russischen Staatsfinanzen
profitieren.
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WISSENSCHAFT/8061: Aus Forschung und Technik - 09.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Schulen vernachlässigen Computerkompetenz

Offenbar tut sich das deutsche Bildungssystem schwer, den Anschluß an
den internationalen Standard nicht zu verlieren. Wie internationale
Untersuchungen ergaben, sollen nur zwei von fünf Kindern im
Unterricht an deutschen Schulen schon einmal am Computer gearbeitet
haben. Dafür kommt der Computer außerhalb des Einflußbereichs der
Schule deutlich häufiger zum Einsatz. Zwei Drittel aller Kinder
zwischen sechs und 13 Jahren nutzen regelmäßig einen Rechner. Dabei
soll der heimische Computer weit mehr als nur ein Spielzeug sein.
Drei von vier Kindern gaben an, mindestens einmal pro Woche am
heimischen Computer für die Schule im Netz zu recherchieren.
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SCHACH-SPHINX/06833: Wortbruch der Geheimloge (SB)


1895 traf sich in Hastings alles, was Rang und Namen hatte in der
damaligen Schachwelt. Unter den Großköpfen - Großmeister gab es ja
erst seit dem St. Petersburger Turnier von 1914 - waren Lasker,
Steinitz, Tarrasch, Tschigorin, Schlechter, Teichmann, Blackburne und
noch eine Anzahl weiterer Starspieler, wie man heute sagen würde. All
diese hatten sich jahrelang an der Spitze gehalten, was lag also
näher, als den Sieger dieses Superturniers zum Weltmeister zu küren.
Lasker, der den Titel trug, machte zwar ein mürrisches Gesicht, konnte
freilich nicht viel dagegen einwenden. Die versammelte
Großmeisterriege Europas hatte ein eindeutiges Machtwort gesprochen.
Hoppla, ein Name war nicht erwähnt worden. Nun ja, der Amerikaner
Pillsbury war bis dahin nicht sonderlich aufgefallen. Zwar galt er als
der stärkste Spieler der neuen Welt, aber ein Morphy, der 30 Jahre
zuvor Europa erschüttert hatte, schien er nicht zu sein. Man ließ ihn
teilnehmen, Punktelieferant sollte er werden, aber zum Favoritenkiller
wurde er. Mit 2,5 Punkten Vorsprung vor Tschigorin gewann er sein
erstes internationales Turnier. Hinterher konnte sich die Geheimloge
der europäischen Meister indes nicht mehr daran erinnern, daß der
Turniersieger eigentlich zum Weltmeister ernannt werden sollte.
Schnell zerstreute sich die Idee, was blieb, war jedoch, daß Hastings
nach einer gewissen Anlaufphase ab 1920 Jahr für Jahr zum Treffpunkt
der führenden Großmeister der Schachkunst wurde. Im heutigen Rätsel
der Sphinx spielte George Koltanowski seine wohl schönste
Angriffspartie in Hastings. Die schwarze Stellung scheint ruiniert,
doch solange das Feld e6 behauptet werden konnte, war der schwarze
Monarch sicher. Doch Koltanowski hatte noch einen Prachtzug auf Lager,
Wanderer.
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Koltanowski - Price

Hastings 1927


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Stellungen sollen Typs sind selten auf Turnieren, ihr Wert mißt sich
an der Sicherheit des eigenen Königs. Nach 1.Th8-h6! konnte Beljawski
den Beweis dafür antreten, daß nicht sein, sondern der Monarch von
Short bedrohter war: 1...Db2-c3+ 2.Lb7-f3 Sf4-e2+ 3.Kg3-g2 Se2-f4+
4.Kg2-h1 d6-d5 5.De8-f7! und Schwarz gab auf, weil er der Drohung
6.Th6xf6+! Dc3xf6 7.Lf3-g4+ Kf5-e5 8.Tf1-e1+ mit Damenverlust nichts
Rechtes entgegensetzen konnte.



Erstveröffentlichung am 10. Februar 2006
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